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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 22. November 1971 

1/4 (IV/1) — 680 70 — E — Ja 2/71 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 5 der Entscheidung des Rates vom 22. März 1971 
über die Verstärkung der Koordinierung der kurzfristi- 
gen Wirtschaftspolitik der Mitgliedstaaten der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft; 

hier: Jahresbericht über die Wirtschaftslage der 
Gemeinschaft 


Als Anlage übersende ich ein Schreiben des Herrn Präsidenten 
des Rates der Europäischen Gemeinschaften vom 11. November 
1971 mit den in diesem Schreiben genannten Anlagen, und zwar 

— dem Jahresbericht über die Wirtschaftslage 
der Gemeinschaft 

— den Stellungnahmen des EP 
vom 19. Oktober 1971. 

Der — gemäß Artikel 4 der Entscheidung des Rates über die 
Verstärkung der Koordinierung der kurzfristigen Wirtschafts- 
politik der Mitgliedstaaten der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft vom 22. März 1971 — von der Kommission vor- 
gelegte Vorschlag für den Jahresbericht, ist Ihnen bereits mit 
Schreiben vom 4. Oktober 1971 — 1/4 (IV/1) — 680 70 — E — 
Ja 1/71 — übersandt worden. 

Der Rat hat sich nach Stellungnahme des Europäischen Parla- 
ments auf seiner 172. Tagung am 26. Oktober 1971 mit dem 
Jahresbericht befaßt und den genannten Bericht mit einigen 
Änderungen gebilligt. 

Dieser Jahresbericht über die Wirtschaftslage der Gemeinschaft 
soll es gestatten, für 1972 die von jedem Mitgliedstaat zu 
beachtenden Leitlinien festzusetzen. 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdrudcerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb: Verlaq Dr. Hans Heqer, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. (0 22 29) 6 35 51 
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Mit der Billigung des Jahresberichtes kommt der Rat einer 
Verpflichtung nach, die er im Rahmen der Beschlüsse vom 
22. März 1971 zur Verwirklichung der Wirtschafts- und Wäh- 
rungsunion für die erste Stufe übernommen hat. 

Die Bundesregierung unterstreicht die Bedeutung des Jahres- 
berichtes für die notwendige Koordinierung der Wirtschafts- 
politik und die Verwirklichung von Stabilität und Wachstum 
in der Gemeinschaft. 

Brandt 
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Europäische Gemeinschaften 

Der Rat 
Der Präsident 


Brüssel, den 11. November 1971 


Seiner Exzellenz 

dem Bundesminister des Auswärtigen 


Herr Bundesminister! 

Gemäß Artikel 5 der Entscheidung vom 22. März 1971 über die 
Verstärkung der Koordinierung der kurzfristigen Wirtschaftspolitik 
der Mitgliedstaaten der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft be- 
ehre ich mich, Ihnen den Jahresbericht über die Wirtschaftslage der 
Gemeinschaft zu notifizieren, der es gestattet, für das Jahr 1972 die 
Leitlinien festzulegen, die jeder Mitgliedstaat bei seiner Wirtschafts- 
politik zu beachten hat. 

Der Text dieses Berichts, der vom Rat gemäß Artikel 4 der vorge- 
nannten Entscheidung auf seiner 172. Tagung am 26. Oktober 1971 
gebilligt wurde, wird Ihnen übermittelt, um Ihnen die Möglichkeit 
zu geben, ihn dem Parlament Ihres Landes zur Kenntnis zu bringen. 

Sie erhalten ferner in der Anlage die Stellungnahme des Euro- 
päischen Parlaments zu dieser Angelegenheit. 

Genehmigen Sie, Herr Bundesminister, den Ausdruck meiner ausge- 
zeichneten Hochachtung. 


A. Moro 


Anlagen 
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Jahresbericht 

über die Wirtschaftslage der Gemeinschaft 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
die Artikel 103 und 145, 

gestützt auf die Entschließung des Rates und der 
Vertreter der Regierungen der Mitgliedstaaten vom 
22. März 1971 über die stufenweise Verwirklichung 
der Wirtschafts- und Währungsunion in der Ge- 
meinschaft, 

gestützt auf die Entscheidung des Rates vom 
22. März 1971 über die Verstärkung der Koordinie- 
rung der kurzfristigen Wirtschaftspolitik der Mit- 
gliedstaaten der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft, insbesondere auf Artikel 4, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla- 
ments — 

BILLIGT DEN VORLIEGENDEN JAHRESBERICHT 
ÜBER DIE WIRTSCHAFTSLAGE DER GEMEIN- 
SCHAFT, DER ES GESTATTEN SOLL, FÜR 1972 DIE 
WIRTSCHAFTSPOLITISCHEN LEITLINIEN FEST- 
ZUSETZEN, DIE JEDER MITGLIEDSTAAT ZU BE- 
ACHTEN HAT: 


Vorwort 

Im Rahmen der Arbeiten zur stufenweisen Errich- 
tung der Wirtschafts- und Währungsunion und ins- 
besondere in Anwendung von Artikel 4 seiner Ent- 
scheidung vom 22. März 1971 über die Verstärkung 
der Koordinierung der kurzfristigen Wirtschafts- 
politik der Mitgliedstaaten verabschiedet der Rat 
der Europäischen Gemeinschaften im Herbst auf 
Vorschlag der Kommission nach Anhörung des Euro- 
päischen Parlaments einen Jahresbericht über die 
Wirtschaftslage der Gemeinschaft. Dieser Bericht 
soll es ermöglichen, die wirtschaftspolitischen Leit- 
linien festzulegen, die jeder Mitgliedstaat im folgen- 
den Jahr zu beachten hat. Nach Genehmigung durch 
den Rat bringen ihn die Regierungen ihren Parla- 
menten zur Kenntnis, damit er bei der Haushalts- 
debatte berücksichtigt werden kann. 

Das vorliegende Dokument ist der erste nach die- 
sem Verfahren erstellte Jahresbericht. Dieser Be- 
richt enthält für die Gemeinschaft Leitlinien für die 
kurzfristige Wirtschaftspolitik, insbesondere für die 
Haushaltspolitik, die Strukturpolitik und die An- 
passung des Wirtschafts- und währungspolitischen 
Instrumentariums. 

Anläßlich der Prüfung, die der Rat gemäß Arti- 
kel 2 der Entscheidung vom 22. März 1971 Anfang 


des ersten Vierteljahres 1972 vornimmt, können 
diese Leitlinien den Erfordernissen der Wirtschafts- 
entwicklung angepaßt werden. 


A. Derzeitge Lage und Entwicklungsaussichten 
I. Die derzeitige Lage 

Währungspolitische Unsicherheit einerseits, Ver- 
langsamung des wirtschaftlichen Wachstums und an- 
haltender starker Druck bei den Kosten und Preisen 
andererseits sind im Herbst 1971 die wichtigsten 
Probleme, denen sich die Wirtschaftspolitik der Ge- 
meinschaft gegenübersieht. 

1. Die internationale Währungskrise 

Die Krise in den internationalen Währungsbe- 
ziehungen hat ernste Auswirkungen auf das wirt- 
schaftliche Leben der Mitgliedstaaten, um so mehr 
als die Störungen, die sie in den Wechselkursbe- 
ziehungen zwischen den Staaten ausgelöst hat, den 
Fortgang der wirtschaftlichen und monetären Inte- 
gration schwer belasten. 

Verursacht wurde diese Krise dadurch, daß das 
Defizit der globalen Zahlungsbilanz der Vereinigten 
Staaten immer rascher zunahm. Dies erklärt sich 
zum Teil aus einer schnellen Verschlechterung des 
Saldos der Waren- und Dienstleistungsbilanz der 
USA und vor allem aus einer Spekulation, die in 
umfangreichen Exporten amerikanischen Kapitals 
und in internationalen Kapitalbewegungen nach 
Europa zum Ausdruck kam. 

Um weitere Kapitalzuflüsse in ihre unter erheb- 
lichem Inflationsdruck stehende Wirtschaft zu ver- 
hüten, haben Deutschland und die Niederlande am 
5. Mai die Interventionen an den international vor- 
geschriebenen Interventionspunkten ausgesetzt und 
damit ihre Wechselkurse freigegeben; in der ersten 
Augusthälfte war der Kurs ihrer Währungen durch 
dieses „Floating" um rund 8 ®/o bzw. 5®/o gestiegen. 
Andere Länder der Gemeinschaft (Frankreich und die 
BLWU) haben ihre Devisenregelung durch Anpas- 
sung an die neue Situation geändert. Zwei euro- 
päische Länder (Österreich und die Schweiz) haben 
ihre Währung aufgewertet. 

Die Maßnahmen, die von den Vereinigten Staa- 
ten am 15. August getroffen bzw. angekündigt wur- 
den, haben alle am internationalen Währungs- 
system beteiligten Länder in eine noch ernstere 
Krise gestürzt. Die Wechselkursbeziehungen zwi- 
schen den Industrieländern wurden von Grund auf 
erschüttert. Die Länder der Gemeinschaft sahen sich 
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veranlaßt, stark voneinander abweichende Devisen- 
regelungen anzuwenden. Während Deutschland an 
dem am 9. Mai eingeführten System festhielt, haben 
die Benelux-Länder beschlossen, ihre Wechselkurse 
gemeinsam freizugeben, jedoch unterschiedliche 
Regelungen für den Kapitalverkehr beibehalten. 
Italien läßt seinen Wechselkurs innerhalb ziemlich 
enger Grenzen schwanken; Frankreich hat ähnlich 
wie die BLWU einen gespaltenen Devisenmarkt 
geschaffen, auf dem Handelsgeschäfte und damit 
verbundene Transaktionen zur Parität abgewickelt 
werden. Den internationalen Wirtschaftsbeziehun- 
gen der westlichen Länder drohen, vor allem infolge 
der protektionistischen Maßnahmen der USA, er- 


hebliche Störungen, die sich angesichts der Bedeu- 
tung des Außenhandels dieser Länder auch auf ihr 
Beschäftigungsniveau und auf das Tempo ihres wirt- 
schaftlichen Wachstums auswirken können. 

I Die Erschütterungen des Währungsgefüges und 
i die Beschränkungen des Welthandels fallen in eine 
Zeit, da die laufende Zahlungsbilanz der Gemein- 
schaft ingesamt ein leichtes Defizit ausweist, wäh- 
rend sie in den letzten Jahren mit beträchtlichen 
Überschüssen abgeschlossen hatte (1968: 4,5 Mrd. 

I Dollar; 1969: 2,2 Mrd. Dollar; 1970: 1 Mrd. Dollar). 

Im ersten Halbjahr 1971 haben Deutschland, 
Frankreich, Italien und die Niederlande in ihrer 
laufenden Zahlungsbilanz ein Defizit verzeichnet. 


Handelsbilanz und Bilanz der laufenden Zahlungen 

(in Rechnungseinheiten unter Zugrundelegung der amtlichen Paritäten) 

in Millionen 


1. Handelsbilanz 

Deutschland 

Frankreich 

Italien 

Niederlande 

BLWU 

Gemeinschaft 

2. Laufende Bilanz 

Deutschland 

Frankreich 

Italien 

Niederlande 

BLWU 

Gemeinschaft 


1968 0 

1969 ‘) ; 

1970 

1971 

Januar bis Juni 

+ 5 680 

+ 5 158 

+ 4 281(1) 

+ 1881(1) 

+ 68 

- 859 

+ 320(1) 

+ 500(1) 

+ 1 047 

+ 584 

-2 180(2) 

- 1 000(2) 

- 323 

- 407 

644(2) 

- 231(2) j 

- 26 

+ 192 

+ 780(2) 

+ 366(2) 

+ 6 446 

+ 4 668 

+ 2 557 

+ 1516 


+ 2 838 

+ 1 604 

+ 681(1) 

- 22(1) 

-1 059 

-1 798 

- 155(1) 

- 155(1) 

+ 2 627 

+ 2 368 

- 96(2) 

- 178(2) 

+ 73 

- 18 

- 131(2) 

- 88(2) 

+ 36 

+ 84 

+ 744(2) 

+ 398(2) 

+ 4515 

+ 2 240 

+ 1 043 

- 45 


h unter Zugrundelegung der Transaktionen 
“) auf Kassenbasis 

Quelle; nationale Statistiken und Statistisches Amt der Europäischen Gemeinschaften 
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2. Die Wirtschaftslage innerhalb der Gemeinschaft 

Die zunehmende Unsicherheit im Währungsbe- 
reich fiel mit einer gewissen Verlangsamung der 
Wirtschaftstätigkeit in der Gemeinschaft zusammen. 

Die Ausfuhr nach Nichtmitgliedsländern hat trotz 
der konjunkturellen Belebung in den Vereinigten 
Staaten und in anderen wichtigen Industrieländern 
wie Großbritannien und Kanada im zweiten Quartal 
1971 mengenmäßig kaum zugenommen. 

Innerhalb der Gemeinschaft hat die Investitions- 
tätigkeit in den meisten Mitgliedstaaten nachgelas- 
sen, so daß die Gesamtproduktion trotz lebhafter 
Verbrauchsentwicklung im Frühjahr nicht mehr ge- 


stiegen ist; sie lag aber immer noch höher als Ende 
1971. Die Produktionskapazitäten waren daher nicht 
mehr so stark ausgelastet wie zuvor. 

In Italien bleibt die Konjunktur schwach. Im Ge- 
gensatz zum letzten Jahr erklärt sich diese Schwäche 
nicht mehr allein aus Störungen im Bereich der Pro- 
duktionsfaktoren, sondern auch aus einer Verlang- 
samung der inländischen Nachfrage. 

Obwohl die Spannungen zwischen Angebot und 
Nachfrage nachgelassen haben, ist der Kosten- und 
Preisauftrieb nach wie vor sehr lebhaft; in einigen 
Ländern hat er sich sogar beschleunigt, weil die 
Lohnerhöhungen beträchtlich geblieben sind und bei 
verlangsamter Produktivitätszunahme mitunter fast 
15 Vo im Jahresvergleich erreicht haben. 


Industrieproduktion 

(Prozentuale Veränderung des saisonbereinigten Index 
gegenüber dem vorhergehenden Quartal) 



' 


1970 


1971 j 

1 I 

II 

! in 1 

IV 

1 

' 

Gemeinschaft 

1 5,2 

-0,5 

-0,5 

0,4 

1 

4,0 

-2,5>) 

Deutschland 

2,5 

-0,3 

-1,2 

0 

4,5 

“0,5 

Frankreich 

: 4,8 

-5,6 

3,9 

1,4 

3,7 

-4,0 

Italien 

i 18,7 

“3,0 

0 

0,3 

0,5 

-8,0 

Niederlande 

4,5 

-2,4 

0,9 

4,0 

4,2 

0 

Belgien 

1 -2,4 

6,4 

0 

1,0 

6,4 

2,0 

Luxemburg 

i -0,1 

0,1 

-3,0 

“5,1 

^ 1,0 

3,0 


Schätzungen Quelle: SAEG 


V erbraucherpreise 

(Prozentualer Anstieg im Laufe des Quartals) 


1970 I 1971 




i I 1 

II 

! III 

IV 

i I ^ 

11 

1 Deutschland 


..| 1,9 

0,8 

-0,1 

1,3 

2,5 

1,2 

i Frankreich 


(1,7)*) 

1,3 

1,0 

1,1 

1,5 

1,6 

Italien 


1,9 

1,3 

1,2 

0,8 

1,5 

1,0 

1 Niederlande 


. . ; 2,4 

0,9 

2,0 

0,4 

3,2 

1,9 

Belgien 


1,3 

0,4 

0,7 

0,6 

1,8 

1,0 

Luxemburg 


1,2 

1,2 

0,4 

1,1 

1,7 

1,0 


ü Alter Index 
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Wenn auch die Gemeinschaft im Währungsbereich | 
nach starken inflationistischen Impulsen von außen 
ausgesetzt war, so hatten die sektoriellen Ungleich- 
gewichte zwischen Angebot und Nachfrage sowie 
der Kostenauftrieb hauptsächlich interne Ursachen. 

IL Die Aussichten 

Die Aussichten für die Wirtschaftsentwicklung * 
sind durch die Störungen im Währungssystem und | 
durch die Einführung der protektionistischen Maß- I 
nahmen in den Vereinigten Staaten besonders un- j 
sicher geworden. Es ist zu befürchten, daß die Wie- ! 
derbelebung des Welthandels durch diese Faktoren 
schwer beeinträchtigt wird. Außerdem wird die 
Ausfuhr der Gemeinschaft nach Drittländern sowohl 
durch die Höherbewertung der Währungen der mei- 
sten Mitgliedstaaten als auch durch die ungünsti- 
gen Auswirkungen der handelspolitischen Maßnah- 
men der USA stark behindert. Während der wirt- 
schaftliche Aufschwung, der vor allem in den 
Vereinigten Staaten, in Kanada und in Großbritan- 
nien begonnen hatte, eine beschleunigte Zunahme 
des Exports der Gemeinschaft erwarten ließ, muß 
man nunmehr mit einer Stagnation der Auslands- 
nachfrage rechnen. 

Auch die Aussichten für das Wachstum der In- 
landsnachfrage in der Gemeinschaft erscheinen so- 
wohl wegen der Entwicklung der Investitionen als 
auch des Verbrauchs weniger gesichert. 

So lassen die währungspolitische Ungewißheit, 
die neuerlichen Behinderungen des Waren- und 
Kapitalverkehrs, die langsamere Entwicklung des 
Geschäftsgangs, der anhaltende Druck der Produk- 
tionskosten auf die Selbstfinanzierungsspannen so- 
wie der niedrigere Auslastungsgrad der Kapazitä- 
ten für 1972 ein weniger günstiges Investitionsklima 
in den Unternehmen erwarten; die Entwicklung der 
Ausrüstungsgüteraufträge und die Ergebnisse der 
Unternehmerbefragungen deuten dies bereits an. 
Zum anderen werden die privaten Einkommen im 
Jahre 1972 zwar fühlbar zunehmen, doch könnte 
sich der Anstieg im Laufe des Jahres verlangsamen, 
und zwar vor allem infolge eines geringeren Wachs- 
tums der Lohneinkommen in Verbindung mit einer 
Verkürzung der effektiv geleisteten Arbeitszeit. 

Die Gemeinschaft steht somit vor der schwierig- 
sten Situation seit ihrer Gründung; sie steht nicht 
nur in einem schwierigen Anpassungsprozeß nach 
der überschäumenden Konjunktur der Jahre 1969 
und 1970, sondern sie muß außerdem die grund- 
legenden Gleichgewichte auch noch in einem Klima 
äußerster Ungewißheit in den internationalen Wäh- 
rungs- und Handelsbeziehungen wiederherstellen. 

Die Rückkehr der Mitgliedstaaten zu einem aus- 
gewogenen Wirtschaftswachstum gemäß den Leit- 
linien des dritten Programms für die mittelfristige 
Wirtschaftspolitik wirft außerdem heikle Probleme 
bezüglich der Koordinierung der Konjunkturpolitik 
auf. 

Erstens würde die Gemeinschaft insgesamt ge- 
sehen ihre Geschlossenheit und ihren wirtschaft- 
lichen und sozialen Wohlstand schwer gefährden, 
wenn die schwerwiegenden Probleme in den Außen- 


beziehungen von jedem Lande anders und ohne ge- 
meinschaftliche Strategie behandelt würden. 

Die Beibehaltung unterschiedlicher Wechselkurs- 
regelungen in den einzelnen Mitgliedstaaten wäre 
dabei ein deutlicher Rückschritt gegenüber dem be- 
reits erreichten Stand der Wirtschaftsintegration; 
die Gemeinschaft würde sich dadurch ihren wich- 
tigsten internationalen Partnern gegenüber schwä- 
chen. Die Bewältigung der Kosteninflation ist eben- 
so wie die Einführung eines Wechselkurssystems, 
das die Gemeinschaft in den internationalen Wäh- 
rungsbeziehungen „individualisiert", gegenwärtig 
eine unabdingbare Notwendigkeit. 

Zweitens bergen die Stabilisierungsprozesse, die 
in den einzelnen Mitgliedstaaten eingeleitet wur- 
den, das Risiko, daß innerhalb der Gemeinschaft 
Ungleichgewichte, ja sogar Störungen auftreten, 
deren Tragweite es zu ermessen gilt, um ihnen 
rechtzeitig begegnen zu können. 

Die Kräfte, die das Wachstum verlangsamen, wer- 
den nicht in allen Mitgliedstaaten gleich stark sein. 
Auch der Preis- und Kostenauftrieb könnte bis 
Ende 1972 in einigen Mitgliedsländern lebhafter sein 
als in anderen. Die Schwierigkeit, eine auf Gemein- 
schaftsebene koordinierte Politik zu betreiben, er- 
gibt sich nicht nur aus Unterschieden in der tatsäch- 
lichen Lage, sondern, wie die Erfahrung zeigt, auch 
aus den unter Umständen verschiedenen Reaktio- 
nen der Behörden und der Wirtschaftssubjekte der 
Mitgliedstaaten angesichts einer Konjunktur, die 
kurzfristig gesehen die Frage aufkommen lassen 
kann, ob der Vollbeschäftigung oder der Stabilität 
Vorrang einzuräumen ist. Dabei ist hervorzuheben, 
daß die Autonomie der einzelstaatlichen Politik 
durch die zunehmende wirtschaftliche Verflechtung 
der Mitgliedstaaten immer mehr eingeschränkt wird. 
Jeder Versuch, zu einer völligen Autonomie zurück- 
zukehren, würde notwendigerweise die Interessen 
eines jeden Mitgliedstaates berühren. 

Die oben skizzierten Aussichten sind Anlaß für 
Besorgnis über die wirtschaftliche Zukunft der Ge- 
meinschaft und jedes ihrer Mitgliedsländer. Die 
Wiederherstellung der Stabilität bleibt das Haupt- 
ziel; die Wahl der Maßnahmen, ihre Dosierung und 
ihre Modulierung im Zeitablauf müssen aber von 
der unabdingbaren Notwendigkeit bestimmt werden, 
die Grundlagen für das mittelfristige Wachstum zu 
sichern. Sie müssen der Ungewißheit Rechnung 
tragen, die sich aus der gegenwärtigen Erschütterung 
des Weltwährungssystems ergibt, zugleich aber 
auch zur Schaffung einer neuen internationalen Ord- 
nung beitragen. Die Errichtung der Wirtschafts- und 
Währungsunion ist der Hintergrund für die zu tref- 
fenden wirtschaftspolitischen Maßnahmen und au- 
ßerdem eines der Elemente für den Neuaufbau des 
internationalen Währungssystems — vor allem, 
wenn man bedenkt, welche Verantwortung die Ge- 
meinschaft als größte Handelsmacht der Welt trägt. 

Angesichts dieser Hauptziele sind drei Arten von 
Maßnahmen ins Auge zu fassen; 

- — Steuerung der Nachfrage zur Dämpfung des 
Preis- und Kostenauftriebs unter gleichzeitiger 
Berücksichtigung der Risiken einer konjunkturel- 
len Abschwächung, die im Laufe der nächsten 
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Monate deutlicher werden könnten, was die Be- ! 
reitstellung eines Instrumentariums erfordert, j 
das bei einem tiefgreifenden Konjunkturwandel | 
rasch angewandt werden kann; i 

— vorrangige Durchführung bestimmter Struktur- 
maßnahmen, damit eine spätere Belebung der 
Wirtschaftstätigkeit nicht so bald wieder durch 
Engpässe behindert wird, die Spannungen ent- | 
stehen lassen; 

— Anpassung des wirtschafts- und währungspoliti- 
schen Instrumentariums an die neuen Aufgaben, 
welche durch die Verstärkung der Koordinierung 
innerhalb der Gemeinschaft gestellt werden. 


B. Die Leitlinien für die Wirtschaftspolitik 

I. Allgemeine Leitlinie für die kurzfristige Wirt- 
schaftspolitik 

Die Volkswirtschaften der Mitgliedstaaten würden 
gefährdet, wenn der gegenwärtige Preis- und Lohn- 
auftrieb anhielte. 

Es ist daher besonders erwünscht, bis zum letzten 
Quartal 1972 die Preissteigerungen schrittweise auf 
eine Jahresrate von 3 — 3,5 Vo und die Steigerung der 
Löhne einschließlich der Nebenleistungen spätestens 
bis zum gleichen Zeitpunkt auf eine Jahresrate von | 
6 — 7 Vo zu vermindern. 

Damit diese Ergebnisse bis Ende 1972 ohne Be- 
einträchtigung des Wachstumstempos erreicht wer- 
den können, muß die Wirtschafts- und Sozialpolitik 
aller Mitgliedstaaten von den Sozialpartnern unter- 
stützt werden. 

In sämtlichen Industrieländern haben der Rhyth- 
mus der Inflation und die Befürchtungen, die dadurch 
ausgelöst werden, das Interesse an der „Einkom- 
menspolitik" neu belebt. Ungeachtet der Meinungs- 
verschiedenheiten über Konzeption und Mittel einer 
solchen Politik müssen die Sozialpartner die Not- 
wendigkeit einer langsameren Preis- und Einkom- 
mensentwicklung erkennen und bereit sein, ihre 
Aktionen bzw. Forderungen zu mäßigen, damit die 
durch eine inflationistische Konjunktur ermöglichten 
raschen Einkommenssteigerungen später bei der un- 
vermeidlichen Sanierung der wirtschaftlichen Lage 
nicht allzu stark beeinträchtigt werden. Zur Wah- 
rung einer regelmäßigen, kontinuierlichen Entwick- 
lung der Kaufkraft ist es Aufgabe der Sozialpartner, 
durch Verfahren, die in den einzelnen Mitgliedstaa- 
ten bereits angewandt werden oder eingeführt wer- 
den könnten, zu einer gemäßigteren Preis- und Lohn- 
entwicklung beizutragen. 

Die Behörden der Mitgliedstaaten haben ihrerseits 
ihre besondere Verantwortung. Sie müssen darauf 
hinwirken, daß in den kommenden Monaten die Zu- ; 
nähme des Geldvolumens und des Quasigeldvolu- 
mens gebremst wird; dies gilt vor allem für die 
Länder, die im Jahre 1970 und im ersten Halbjahr 
1971 einen sehr starken Anstieg zu verzeichnen hat- 
ten. Zu erreichen ist dieses Ziel durch eine strikte 
Regulierung der Bankenliquidität, durch eine bes- 


! sere Einflußnahme auf die Kapitalzuflüsse und, so- 
fern notwendig, durch Neutralisierung ihrer expan- 
! siven Auswirkungen auf die inländische Liquidität. 

Die Haushaltspolitik sollte insgesamt gesehen dar- 
auf abzielen, den Ausgabenanstieg in der Nähe der 
voraussichtlichen Wachstumsrate des nominalen 
Bruttosozialprodukts zu halten, vorbehaltlich der 
im Falle einer ausgeprägten Konjunkturabschwä- 
chung gegebenenfalls vorzunehmenden Anpassun- 
gen der Haushaltspolitik. In diesem Rahmen sollte 
man sich bemühen, den Infrastrukturausgaben einen 
ausreichenden Platz zu erhalten. In der Tat muß das 
in den letzten Jahren entstandene Mißverhältnis 
zwischen einer sehr raschen Zunahme des privaten 
Verbrauchs und eines zu langsamen Ausbaus der 
Infrastruktur beseitigt werden. 

Darüber hinaus bilden Sparanreize und die Förde- 
rung langfristiger Kapitalanlagen unerläßliche Vor- 
aussetzungen für ein ausgewogeneres Wirtschafts- 
wachstum. 

11. Leitlinien für die einzelnen Länder 

In Deutschland muß eine bessere Zügelung der 
Preis- und Kostenentwicklung weiterhin das Haupt- 
ziel der Wirtschaftspolitik sein. 

Die im Mai vorgenommene De-facto-Aufwertung 
der DM wird zwar den Anstieg der Auslandsnach- 
I frage dämpfen, doch muß durch eine geeignete 
Politik zur Steuerung der Inlandsnachfrage vermie- 
den werden, daß ein zu starker Auftrieb der Kosten 
und Preise schließlich zu einer erheblichen Beein- 
trächtigung der Investitionstätigkeit der Unterneh- 
men und damit letzten Endes des gesamtwirtschaft- 
lichen Wachstums führt. Eine solche Politik ist mit 
um so weniger Risiken verbunden, als die Behörden 
sowohl in der Geld- und Kreditpolitik als auch in der 
Haushaltspolitik über einen beträchtlichen Spielraum 
verfügen (etwa 4,5 Mrd. DM aus der Konjunktur- 
ausgleichsrücklage Ende 1971 und 5,8 Mrd. DM aus 
dem Konjunkturzuschlag, die bei der Bundesbank 
stillgelegt sind), so daß die allgemeine Ausrichtung 
der Konjunkturpolitik, wenn notwendig, rasch ge- 
ändert werden kann. 

Eine vorsichtige Kreditpolitik ist auch in den näch- 
sten Monaten noch notwendig. Sie erfordert den 
aktiven Einsatz der Instrumente zur Kontrolle der 
Bankenliquidität sowie eine Steuerung des Kapital- 
verkehrs mit dem Ausland. In diesem Zusammenhang 
sind die seit Mai getroffenen Maßnahmen zum Schutz 
gegen übermäßige Kapitalzuflüsse und ihre expansi- 
ven Wirkungen auf die Inlandsliquidität ein positiver 
Beitrag. Im übrigen wird die Annahme eines Gesetz- 
entwurfs, der die Möglichkeit schafft, die Aufnahme 
von Auslandskrediten seitens der Unternehmen mit 
einem unverzinslichen Bardepot bei der Bundesbank 
zu verbinden, den Währungsbehörden ein nützliches 
' und notwendiges Instrument an die Hand gegeben. 

Was die Haushaltspolitik betrifft, so ist es zur 
Wiedererlangung einer größeren Stabilität erforder- 
lich, daß die Kassenausgaben des Bundes und der 
Länder insgesamt 1972 um nicht mehr als 7,5 bis 
8,5 ®/o gegenüber dem Ist von 1971 erhöht werden; 
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der Netto-Finanzierungssaldo der Bund- und Län- 
derhaushalte sollte sich auf etwa 6 Milliarden DM 
belaufen. 

Sollte sich im Laufe des Jahres 1972 eine ausge- 
prägte Konjunkturverlangsamung zeigen, so hätte 
die Regierung die Möglichkeit, die in der Konjunk- 
turausgleichsrücklage stillgelegten Mittel zu mobi- 
lisieren. Ferner könnte — wenn sich der Preis- und 
Kostenauftrieb deutlich abschwächt — der auf die 
Einkommen- und Körperschaftsteuer erhobene Kon- 
junkturzuschlag stufenweise zurückgezahlt werden. 

In Frankreich scheint zwar ein weiteres, befriedi- 
gendes Wachstum der Produktion gesichert zu sein, 
doch stellt sich 1972 weiterhin das Problem der 
Wahrung der monetären Gleichgewichte. Die — mit- 
unter beträchtliche — De-faxto- Aufwertung der Wäh- 
rungen einiger wichtiger Handelspartner sowohl 
innerhalb als auch außerhalb der Gemeinschaft wird, 
zumindest in einer ersten Phase, inflationistische 
Rückwirkungen auf die französische Wirtschaft ha- 
ben; dies erfordert eine zusätzliche Vorsicht, wenn 
nicht sogar eine Verschärfung der Restriktionen. 

Die Wiedergewinnung einer größeren Stabilität 
bei fortgesetztem wirtschaftlichem Wachstum setzt 
insbesondere eine Vermehrung der öffentlichen und 
privaten Investitionen und die Fortsetzung der 
Progression der Verbrauchsausgaben in einem wirt- 
schaftlich zufriedenstellenden Tempo voraus. 

Die Kreditpolitik muß in diesem Rahmen darauf 
abzielen, das seit Herbst 1970 äußerst starke An- 
wachsen des Geldvolumens einzudämmen. Dies 
wiederum erfordert vor allem eine Regulierung und 
Neutralisierung des Zustroms von kurzfristigem 
Kapital und einen angemessenen Einsatz des Instru- 
mentariums zur Kontrolle der Bankenliquidität. 

Was die Haushaltspolitik betrifft, so ist weiterhin 
eine strenge Finanzgebarung erforderlich. Der An- 
stieg der Staatsausgaben sollte nicht über 9‘Vo hin- 
ausgehen. Es erscheint wünschenswert, 1972 im 
Vollzug des Staatshaushalts einen leichten Kassen- 
überschuß zu erzielen, jedenfalls sollte aber eine 
ausgewogene Ausführung dieses Haushalts erreicht 
werden. 

Um eine befriedigende Entwicklung der öffent- 
lichen Investitionen zu ermöglichen, ist es — in 
Anbetracht der Höhe der Verwaltungsausgaben und 
insbesondere der Subventionen — nötig, die Ent- 
wicklung der laufenden Ausgaben genau zu über- 
wachen. In diesem Zusammenhang sind auch die 
Bemühungen um eine Politik der Preiswahrheit, vor 
allem bei den Tarifen für öffentliche Dienstleistun- 
gen, zu sehen. 

Die Einnahmen sollten erhöht und die bereits seit 
einiger Zeit geplanten Steuererleichterungen aufge- 
schoben werden. 

Ein Nachlassen des Preis- und Kostenauftriebs, 
wodurch sich übrigens eine Anhebung des Real- 
wertes der jetzigen Zinssätze ergeben würde, wird 
durch die Aufrechterhaltung einer beträchtlichen 
Ersparnisbildung, insbesondere bei mittel- und lang- 
fristigen Anlagen, begünstigt werden. 


Die Notwendigkeit, die inflationistischen Span- 
nungen zu beseitigen, verlangt nicht nur Konjunk- 
turmaßnahmen im eigentlichen Sinne, sondern auch 
verstärkte Bemühungen der Behörden, bestimmte 
Engpässe, besonders auf dem Gebiet der Berufsaus- 
bildung und des Wohnungsbaus, zu mildern und 
bessere Wettbewerbsbedingungen in den soge- 
nannten „geschützten" Sektoren zu schaffen. Eine 
Verbesserung der Finanzierungskreisläufe durch 
Abbau der trennenden Schranken scheint ebenfalls 
erwünscht. 

In lialien unterscheidet sich die Entwicklung der 
Wirtschaftstätigkeit so stark von der in den anderen 
Mitgliedstaaten, daß hier einer spürbaren Anhebung 
des Produktionsniveaus der Vorrang einzuräumen 
ist. Der Erfolg einer solchen Aktion hängt zweifellos 
hauptsächlich von einer Verbesserung des sozialen 
Klimas ab, erfordert jedoch auch eine Wirtschafts- 
politik, die Impulse gibt, und zwar möglichst ohne 
daß hierdurch die inflationären Tendenzen verstärkt 
werden. Der letzgenannte Aspekt erscheint um so 
wichtiger, als die mit der Einführung der Mehrwert- 
steuer verbundene besondere Situation bedeutende 
Verschiebungen in der Preisstruktur mit sich bringt. 

Erwünscht ist eine vorsichtige Steuerung des Geld- 
volumens, das sich in den letzten anderthalb Jahren 
besonders rasch ausgedehnt hat. In dem Maße, in 
dem sich die Wiederbelebung der Konjunktur durch- 
setzt, wäre die Kreditexpansion so zu begrenzen, 
daß der Anstieg der nominalen Nachfrage mit der 
Erhöhung der Produktionskapazität im Einklang 
bleibt. 

Die für eine Beschleunigung der Wirtschaftstätig- 
keit notwendigen Impulse müssen vor allem vom 
Staathaushalt ausgehen. Es empfiehlt sich, die Kas- 
senausgaben um 11 bis 12 Vo gegenüber dem Stand 
von 1971 zu erhöhen; unter Berücksichtigung der 
voraussichtlichen Einnahmeentwicklung würde hier- 
durch das Finanzierungsdefizit des Staates 1972 auf 
etwa 2500 Milliarden Lire steigen. Das Schwerge- 
wicht sollte auf Ausgaben gelegt werden, die zu Inve- 
stitionen anregen können, und zwar vor allem in 
dem von einer besonders starken Flaute betroffenen 
Bausektor. Große Vorsicht ist bei den Ausgaben 
geboten, die unmittelbar den privaten Verbrauch be- 
günstigen. Ganz allgemein sollten die vom Staats- 
haushalt ausgehenden Impulse und die monetäre 
Finanzierung des Saldos schrittweise in dem Maße 
abgebaut werden, in dem die Wirtschaftstätigkeit 
wieder ein zufriedenstellendes Niveau erreicht. 

Ständige Kontakte mit den Vertretern der ver- 
schiedenen sozialen Gruppen sind zweckmäßig, vor 
allem bei der Einführung der Mehrwertsteuer, um 
eine Lohn-Preis-Spirale zu vermeiden. Im Rahmen 
der Steuerreform kann eine Verminderung der in- 
direkten Steuern sowohl zur Stabilisierung der Wirt- 
schaft als auch zu einer gerechteren Verteilung des 
Volkseinkommens beitragen. 

Der Abbau der sozialen Spannungen und die An- 
kurbelung der Wirtschaftstätigkeit durch unter- 
stützende Maßnahme der öffentlichen Hand machen 
es erforderlich, den auf dem Gebiet der Infrastruk- 
tur bestehenden Rückstand rascher aufzuholen. Um 
die beträchtlichen Schwierigkeiten in einigen Re- 
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gionen überwinden zu können, müssen die Be- 
mühungen der italienischen Behörden und der 
Gemeinschaftsorgane verstärkt werden und ein 
kohärenter Rückgriff auf Maßnahmen hinsichtlich 
der Standortwahl der Investitionen, des Abbaus von 
Arbeitslosigkeit und Unterbeschäftigung, der beruf- 
lichen Umschulung und der Infrastrukturen erfolgen. 

In den Niederlanden ist eine energische Bremsung 
der Inlandsnachfrage erforderlich, um — vor allem 
im Interesse des längerfristigen Wachstums — die 
grundlegenden Gleichgewichte wiederherzustellen. 
Die Maßnahmen, die im November 1970 zur 
Dämpfung der Lohn- und Preisentwicklung ergriffen 
wurden, sind im August 1971 aufgehoben worden. 
Angesichts des anhaltenden Preisauftriebs (5,2 ^/o 
vom Dezember 1970 bis Juni 1971) ist in den näch- 
sten Monaten weiterhin eine restriktive Geld- und 
Kreditpolitik angezeigt; ihre Wirksamkeit wäre 
durch Beibehaltung und gegebenenfalls durch eine 
Anpassung der zur Bekämpfung übermäßiger Ka- 
pitalzuflüsse eingesetzten Instrumente zu verstär- 
ken. Anfang September wurde bereits der Netto- 
erwerb von in den Niederlanden aufgelegten Obli- 
gationen durch Ausländer untersagt. 

Die Haushaltspolitik sollte strikt bleiben und sehr 
fühlbare Einsparungen erzielen. Das Wachstum der 
Staatsausgaben sollte merklich gedämpft und unter 
einer Rate von 10 Vo liegen. 

Eine starke Verminderung des Netto-Finanzie- 
rungssaldos — auf etwa 1,5 Milliarden Gulden — 
wäre angezeigt. Falls notwendig, müßte man vor- 
übergehend den Steuerdruck erhöhen, indem das 
Instrument der Konjunktur-Sonderabgabe insbeson- 
dere auf die Einkommen weiter angewandt wird. 

Die Austerität in der Haushaltspolitik sollte in- 
dessen so gestaltet werden, daß die Durchführung 
der Strukturmaßnahmen, welche die regionale Ver- 
teilung der Investitionen und die Berufsausbildung 
zum Gegenstand haben, um die im Westen des Lan- 
des vorhandenen Engpässe zugunsten anderer, we- 
niger entwickelter Regionen zu beseitigen, nicht zu 
sehr berührt wird. 

In Belgien bleibt es das Hauptproblem der Wirt- 
schaftspolitik, den Preisauftrieb zu dämpfen, zumal 
die bei der Einführung der Mehrwertsteuer vor- 
genommene Verschärfung der Bestimmungen über 
die Preiskontrolle zahlreiche Anpassungen ver- 
zögert hat. 

Dieses Ziel dürfte sich ohne 'größere Gefahren 
für Beschäftigung und Wachstum unter der Bedin- 
gung erreichen lassen, daß die Ausdehnung der In- 
landsnachfrage strikt begrenzt wird. 

Die Behörden sollten ihre vorsichtige, durch ver- 
stärkte Liquiditätskontrollen abgestützte Geld- und 
Kreditpolitik beibehalten und gleichzeitig bestrebt 
sein, die von den öffentlichen Finanzen ausgehen- 
den kräftigen Impulse zu vermindern. 

In Anbetracht der Mitte 1971 auf dem Gebiet der 
sozialen Programmierung in Kraft gesetzten und für 
1972 vorgesehenen Maßnahmen erfordert eine 
solche Politik eine bewußte Abbremsung bestimmter 
öffentlicher Verbrauchsausgaben und Zurückhaltung 


bei den öffentlichen Investitionen. Selbst unter die- 
1 sen Bedingungen werden die Staatsausgaben zwei- 
‘ fellos noch stark zunehmen (um 10 bis 11 ^/o), so 
daß die Verminderung der Impulse der öffentlichen 
Finanzen eine gewisse Erhöhung der direkten 
Steuerlast und eine Politik der Konsolidierung der 
Staatsschuld voraussetzt. Eine Begrenzung des Fi- 
nanzierungsdefizits des Staates auf 55 Mrd. bfrs. 

; erscheint um so angebrachter, als eine Verringerung 
I des Defizits mittelfristig gesehen notwendig ist. 

Sollte sich die Konjunkturabschwächung stärker 
ausprägen, so müßten die Behörden gemäß den oben 
vorgesehenen allgemeinen Bestimmungen dafür sor- 
gen, daß rechtzeitig ein elastisches und selektives 
Instrumentarium zur Stützung der Inlandsnachfrage 
geschaffen wird, daß dem Intensitätsgrad der Ab- 
schwächung angepaßt ist. 

; Die Strukturpolitik sollte eine Entwicklung unter- 
: stützen, die stärker auf Erzeugnisse mit hoher Wert- 
schöpfung ausgerichtet und die regional ausgewoge- 
ner ist, namentlich indem die öffentlichen Maß- 
nahmen auf die tatsächlich benachteiligten Gebiete 
konzentriert werden. 

In Luxemburg hängt der Erfolg der Stabilisie- 
rungsbemühungen zwar weitgehend von der Sa- 
nierung der Wirtschaftslage in den übrigen Ländern 
ab, doch sollten sich die für die Wirtschaftspolitik 
zuständigen Behörden bemühen, 1972 schrittweise 
eine befriedigende Kosten- und Preisstabilität zu er- 
reichen. Eine vorsichtige öffentliche Finanzgebarung 
und insbesondere eine zeitliche Streckung bestimm- 
ter öffentlicher Investitionsausgaben erscheinen er- 
wünscht, um das Finanzierungsdefizit im Staats- 
haushalt auf etwa 1,5 Mrd. Franken zu begrenzen. 

Die verhältnismäßig ruhige Geschäftslage in 
einigen Wirtschaftssektoren bei im übrigen an- 
haltender Vollbeschäftigung könnte in einem Lande, 
in dem Arbeitskräftemangel und eine geringe Diver- 
sifizierung der Wirtschaftsaktivität die Expansion 
erheblich hemmen, zu verstärkten Bemühungen um 
eine größere Elastizität des Produktionsapparates 
genutzt werden. 


! III. Strukturpoltik auf Gemeinschaftsebene 

Der Kampf gegen die Inflation muß entsprechend 
den Empfehlungen im dritten Programm für die 
mittelfristige Wirtschaftspolitik durch Strukturmaß- 
nahmen unterstützt werden. Diese müssen eine 
Intensivierung des Wettbewerbs und die Durch- 
führung spezieller Maßnahmen zur besseren An- 
passung der Strukturen an die Erfordernisse des 
wirtschaftlichen und sozialen Fortschritts umfassen. 

Einmal ist es Aufgabe der Gemeinschaftsorgane 
sicherzustellen, daß der freie Warenverkehr inner- 
i halb des Gemeinsamen Marktes und der davon auf 
die Preise ausgehende Druck nicht durch Kartelle 
oder durch den Einfluß marktbeherrschender Unter- 
nehmen beeinträchtigt werden; in diesem Zu- 
' sammenhang ist auch darauf zu achten, daß der 
Wettbewerb in gewissen Bereichen nicht durch über- 
mäßige Konzentration ernsthaft in Frage gestellt 
wird. Zum anderen sind Aktionen erforderlich, um 
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die spontanen Wachstumskräfte stärker in den 
Dienst der sozialen Ziele zu stellen und um be- 
stimmte strukturelle Elemente der Arbeitslosigkeit 
zu beseitigen. Insgesamt sollten die Aktionen so- 
wohl auf nationaler als auch auf Gemeinschafts- 
ebene in drei Hauptrichtungen zielen: 

Im Bereich der Beschäftigung erfordert das Ziel 
der schrittweisen Lösung des Konflikts zwischen 
den Erfordernissen nach Sicherheit des Arbeits- 
platzes und nach hoher beruflicher Mobilität Maß- 
nahmen, die den Arbeitskräften, vor allem in der 
Zeit beruflicher Umschulung, verstärkten Schutz 
gegen eine Verminderung oder einen vorüber- 
gehenden Verlust ihres Einkommens gewähren. Um 
die Befürchtungen jedes einzelnen Landes hinsicht- 
lich der Auswirkungen, die solche Maßnahmen auf 
seine Wettbewerbsstellung haben könnten, zu zer- 
streuen, wäre die Möglichkeit zu prüfen, daß die 
Mitgliedstaaten in diesem Bereich gleichzeitig prä- 
zise Verpflichtungen eingehen. 

In der Regionalpolitik ist es dringend notwendig, 
daß die rückständigen Regionen, vor allem die 
Randgebiete, gemeinschaftlich stärker gefördert 
werden. Die Kommission hat dem Rat Vorschläge 
für weitgehend vom EAGFL zu finanzierende Struk- 
turmaßnahmen zugunsten der am stärksten benach- 
teiligten landwirtschaftlichen Gebiete unterbreitet; 
der Rückgriff auf den neugestalteten Sozialfonds 
könnte übrigens eine solche Aktion zur beruflichen 
Anpassung der Arbeitskräfte der betreffenden 
Gegenden unterstützen. Wenn die solidarische Ver- 
antwortung der Gemeinschaft zum Tragen kommen 
soll, müßten außerdem Maßnahmen ergriffen wer- 
den, damit insbesondere Kapital und Unternehmen 
ihren Standort in bestimmten, als vorrangig an- 
gesehenen Gebieten wählen. 

Schließlich sind Umweltschutz und Umweltver- 
besserung Aufgaben, denen die Gemeinschaft an- 
gesichts der Dringlichkeit dieser Probleme und ihrer 
Auswirkungen auf die Wirtschafts- und Sozialpolitik 
der Gemeinschaft besondere Aufmerksamkeit wid- 
men muß. Dem Rat ist kürzlich diesbezüglich eine 
erste Mitteilung der Kommission vorgelegt worden. 

IV. Die Anpassung 

des wirtschaftspolitischen Instrumentariums 

Die obengenannten Maßnahmen können nur dann 
erfolgreich zum Zuge kommen, wenn im Jahre 1972 
verstärkte Bemühungen erfolgen, um das konjunk- 
turpolitische Instrumentarium den neuen Aufgaben 
anzupassen, die sich für eine engere Koordinierung 
der Wirtschaftspolitik im Rahmen der stufenweisen 
Errichtung einer Wirtschafts- und Währungsunion 
stellen. 


Dabei ist es ein vorrangiges Erfordernis, daß die 
Instrumente der Konjunktur- und Haushaltspolitik 
elastischer gestaltet werden. Deshalb sollten die 
Mitgliedstaaten, die bisher noch nicht über diese 
Möglichkeit verfügen, sich möglichst rasch die recht- 
lichen und institutioneilen Voraussetzungen für eine 
konjunkturelle Anpassung sowohl der Einnahmen 
als auch der Ausgaben schaffen. Dies ist eine wich- 
tige Voraussetzung dafür, daß die Regierungen eine 
auf Dämpfung des Preis- und Kostenanstiegs ge- 
richtete Politik weiter verfolgen können, ohne da- 
mit angesichts der unvermeidlichen Fristen das 
Risiko einzugehen, daß das Wirtschaftswachstum 
während eines zu langen Zeitraums beeinträchtigt 
wird. 

Im Bereich der internationalen Währungs- 
beziehungen ist ein Bündel von Maßnahmen in 
Betracht zu ziehen, mit deren Hilfe die derzeitige 
Situation überwunden und zugleich die währungs- 
politische Solidarität der Gemeinschaft gestärkt 
werden kann. Es müßten konkret Vorkehrungen 
getroffen werden, um die internationalen Kapital- 
ströme regulieren und gegebenenfalls ihre Aus- 
wirkungen auf die interne Liquidität neutralisieren 
zu können. Außerdem sollte — ■ bei festen Wechsel- 
kursen zwischen den Mitgliedsländern — ■ in den 
Beziehungen mit Drittländern eine begrenzte Flexi- 
bilität der Wechselkurse eingeführt werden. Parallel 
dazu müßten im Rahmen der internationalen Wäh- 
rungsinstanzen gemeinsame Haltungen eingenom- 
men werden. 


Schlußfolgerung 

Trotz der Schwierigkeiten, die gegenwärtig die 
Währungsbeziehungen zwischen den Ländern der 
Gemeinschaft belasten und die Durchführung des 
Stufenplans für die Herstellung der Wirtschafts- 
und Währungsunion beeinflussen, hat der Rat Wert 
darauf gelegt, sich an die in seiner Entscheidung 
vom 22. März 1971 niedergelegte Verpflichtung zu 
halten, einen Jahresbericht zu verabschieden, der 
die wesentlichen Leitlinien für die Wirtschafts- 
politik im Jahre 1972 festlegt, um seinen Willen 
zu bezeugen, daß er das Ziel, das die Gemeinschaft 
sich gesteckt hat, verwirklichen will. 

Eine koordinierte Aktion der Mitgliedstaaten zur 
Sicherung der Grundlagen für die Stabilität und die 
Aufrechterhaltung des Wachstums in der Gemein- 
schaft bleibt in der Tat für den schrittweisen Auf- 
bau der Wirtschafts- und Währungsunion sowie für 
die Wiederherstellung der internationalen Wirt- 
schafts- und Währungsunion unerläßlich. 


Geschehen zu Luxemburg am 26. Oktober 1971 


Durch den Rat 
Der Präsident 

A. MORO 
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EUROPÄISCHE GEMEINSCHAFTEN 

Der Rat 


Brüssel, den 27. Oktober 1971 


Entschließung 

mit der Stellungnahme des Europäischen Parlaments 
zu den Teilen des Jahresberichts 
über die Wirtschaftslage der Gemeinschaft, 
die die Haushaltspolitik der Mitgliedstaaten betreffen 


angenommen in der Sitzung 
am 19. Oktober 1971 


DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT, 

— in Kenntnis des Vorschlags der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften an den Rat 
(KOM/71 — 1100), 

— vom Rat konsultiert (Dok. 130/71), 

— in Kenntnis des Berichts des Finanz- und Haus- 
haltsausschusses (Dok. 155/71) 

1. weist auf die Bedeutung des Jahresberichts 
über die Wirtschaftslage der Gemeinschaft 
hin und wünscht, daß die nationalen Parla- 
mente im Haushaltsverfahren formell die 
Prüfung der gemeinschaftlichen Leitlinien 
vorsehen; 

2. betont, daß der erforderliche Ausbau der 
Wirtschafts- und Währungsunion notwen- 
digerweise immer verbindlichere Maßnah- 
men zur Koordinierung der Haushaltspoli- 
tik der einzelnen Mitgliedstaaten mit sich 
bringen wird und daß daher die Befugnisse 
des Europäischen Parlaments entsprechend 
angepaßt werden müssen, um das Gesamt- 
niveau der parlamentarischen Demokratie 
zu halten; 

3. ersucht deshalb den Rat, bei der Annahme 
des Jahresberichts über die Wirtschaftslage 
der Gemeinschaft die Hinweise des Parla- 
ments im einzelnen zu prüfen und diesem das 
Ergebnis seiner diesbezüglichen Beratungen 
mitzuteilen; 

4. ist der Ansicht, daß die Vorschläge der Kom- 
mission der Europäischen Gemeinschaften 
einen guten Ausgangspunkt für die Koordi- 
nierung der Haushaltspolitik der einzelnen 
Mitgliedstaaten darstellen; würdigt die kla- 
ren Analysen und den präzisen Charakter 
der empfohlenen Maßnahmen; 


5. ist im allgemeinen mit den — auch quantita- 
tiven — Leitlinien einverstanden, die im Be- 
richt der Kommission sowohl für die Haus- 
haltspolitik der gesamten Gemeinschaft als 
auch für die der einzelnen Mitgliedstaaten 
enthalten sind; 

6. hält es für erforderlich, darauf hinzuweisen, 
daß die Mitgliedstaaten angesichts der der- 
zeitigen Konjunkturlage das wirtschafts- 
politische Instrumentarium mit großer Um- 
sicht anwenden sollten, um ein möglichst 
nachhaltiges Ergebnis zu erzielen; insbeson- 
dere sollten sie: 

a) eine Ausgabenpolitik verfolgen, die es 
ermöglicht, übermäßige Preissteigerun- 
gen zu verhüten; 

b) die Elemente beseitigen, die die wirt- 
schaftliche Stagnation begünstigen oder 
verursachen, ohne jedoch damit inflatio- 
nistische Impulse zu geben; 

c) zu diesem Zweck in der gegenwärtigen 
Konjunkturphase die maximale Steige- 
rung der öffentlichen Ausgaben — abge- 
sehen von besonders gerechtfertigten 
Ausnahmen — in den Grenzen der Zu- 
nahme des nominellen Bruttosozialpro- 
dukts halten; 

d) die Ausgabenerhöhungen differenzieren, 
indem sie die Verbrauchsausgaben ein- 
schränken und die Ausgaben für die In- 
frastruktur und die öffentlichen Einrich- 
tungen steigern; 

7. fordert die Regierungen der Mitgliedstaaten 
auf, die Sozialpartner möglichst bald an der 
Sanierung der Wirtschaftslage zu beteiligen, 
damit eventuelle unvermeidliche Lohn- 
erhöhungen an den Index der Zunahme des 
nominellen Bruttosozialprodukts angepaßt 
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werden können; gleichzeitig müßte die Be- | 
Steuerung so gehandhabt werden, daß die ' 
Zunahme der steuerlichen Belastung des ^ 
Arbeitseinkommens gedämpft wird; ! 

8. hält es außerdem für sehr wichtig, daß sich> ; 
die Kommission der Europäischen Gemein- ; 
schäften für Maßnahmen einsetzt, die im 
Rahmen der Koordinierung der Haushalts- 
politik der einzelnen Mitgliedstaaten: I 

a) es ermöglichen, die Folgen einer ; 
etwaigen wirtschaftlichen Stagnation ein- j 
zudämmen, indem die Kaufkraft der I 
werktätigen Bevölkerung gewahrt wird, | 
und die Beschäftigungsprobleme erfolg- j 
reich in Angriff zu nehmen; i 


b) die Reform der Haushaltsstrukturen ein- 
leiten, damit die Haushaltspläne wirk- 
samer als Instrumente der Konjunktur- 
politik eingesetzt werden können; 

9. wünscht, daß die Schaffung eines Europä- 
ischen Konjunkturfonds geprüft wird; 

10. ersucht den Rat, den Regierungen der Mit- 
gliedstaaten die Stellungnahme des Euro- 
päischen Parlaments zusammen mit dem 
Jahresbericht zu übermitteln; 

11. beauftragt seinen Präsidenten, diese Ent- 
schließung und den Ausschußbericht dem 
Rat der Europäischen Gemeinschaft zu über- 
mitteln. 
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